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1. Aufgabenfelder und Gremienbesetzung

Unter dem Dach der Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V. (LAGS) haben sich aktuell 30 Selbsthilfeverbände behinderter und chronisch kranker Menschen und ihrer Angehörigen aus Bremen und Bremerhaven zusammengeschlossen. Die LAGS arbeitet für die Selbstbestimmung und Selbstvertretung von Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen. Die LAGS unterstützt die Selbsthilfe der Betroffenen und fördert deren Vernetzung zum gemeinsamen Erfahrungsaustausch und zur gegenseitigen Unterstützung.

Arbeitsschwerpunkte der LAGS Bremen e.V. sind u.a.:

· Unterstützung von behinderten und chronisch kranken Menschen bei der Bewältigung von Krankheiten und psychischen Problemen,

· Information und Beratung behinderter und chronisch kranker Menschen über die aktuelle Entwicklung in der Sozial-, Gesundheits- und Behindertenpolitik,

· Unterrichtung der gesetzgebenden Organe und zuständigen Behörden über Probleme, Bedürfnisse, Anliegen und Forderungen von behinderten Menschen,

· Anregung gegenüber Öffentlichkeit, Verwaltung und Politik von Maßnahmen, die zur Verbesserung der gesundheitlichen, gesellschaftlichen und persönlichen Lage behinderter und chronisch kranker Menschen dienen,

· Sozialberatung zu allen relevanten Themen für Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankung,

· Hinweis auf weiterführende Informations- und Beratungsleistungen,

· Ermöglichung von Arbeitskreisen für Selbsthilfeinteressierte und öffentlichkeitswirksame Hinweise hierauf,

· Zusammenarbeit mit Organisationen ähnlicher Zielsetzungen,

· enge Kooperation mit dem Landesbehindertenbeauftragten.

Zu den satzungsgemäßen Zielen der LAGS gehören zudem die Koordinierung der Interessen von Menschen mit Beeinträchtigungen und deren Vertretung gegenüber Öffentlichkeit, Politik, Behörden, Ausschüssen und Institutionen.

Im Rahmen dieser Aufgabenstellungen ist die LAGS in folgenden Gremien bzw. ständigen Ausschüssen vertreten:

· In der Deputation für Soziales beim Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales in beratender Funktion,

· im beratenden Ausschuss für behinderte Menschen bei dem Integrations​amt,

· im Widerspruchsausschuss bei dem Integrationsamt,

· in der zentralen Arbeitsgruppe zur Versorgung Geistig- und Mehrfachbehinderter und psychisch Kranker beim Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales,

· im Landespflegeausschuss,

· in der Landesarbeitsgemeinschaft für Betreuungsangelegenheiten bei der überörtlichen Betreuungsbehörde des Senators für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales,

· im Forum Barrierefreies Bremen,

· im Arbeitskreis Bremer Protest gegen Diskriminierung und für Gleichstellung behinderter Menschen,

· im Beirat der Behindertenverbände Bremens zur Begleitung des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes,

· im Ausschuss nach §20 c Abs. 1 Satz 2 SGB V für die Vergabe der Selbsthilfe-Fördermittel der Krankenkassen,

· beim Runden Tisch Selbstbestimmt Wohnen beim Senator für Bau,

· in der Arbeitsgruppe Folgenabschätzungen Rechtsverordnungen beim Senator für Soziales,

· im Begleitausschuss Stadtführer für behinderte Menschen Bremen.
2. Der Vorstand der LAGS Bremen
Auf der Mitgliederversammlung im Gehörlosenfreizeitheim am 11. Juni 2009 wurde der Vorstand der LAGS einstimmig entlastet.

Für folgende Arbeitsbereiche sind die jeweiligen Vorstandsmitglieder zuständig, regelmäßig tätig und auch persönlich ansprechbar:

	Dieter Stegmann

Kommissarischer 1. Vorsitzender seit 12/2008

	Bauen, Wohnen, ÖPNV


	Patrick George

(2. Vorsitzender seit 12/2008)

	Hörgeschädigte, berufliche Integration und berufliche Betreuung behinderter Menschen


	Andreas Hoops

(Rechnungsführer)

	Finanzen, Betreuungsrecht




	Jürgen Karbe

(Beisitzer)

	Blinde und Sehbehinderte

	Lydia Stegmann

(Beisitzerin)
	Frauen und Behinderung

	Volker Heemsath
(kooptierter Beisitzer seit 11/2009)
	Behinderung und Sexualität

Forum Barrierefreies Bremen


Aus persönlichen Gründen ist im Juni 2009 Frau Marnetté von Ihrem LAGS-Vor​standsamt in der Funktion einer Beisitzerin zurückgetreten. Sie wurde auf der Mitgliederversammlung im Juni 2008 in ihr Vorstandsamt gewählt.

Im November 2009 kooptierte der Vorstand ein neues Mitglied – Herrn Volker Heemsath.

Vorstellung als Vorstandsmitglied der LAGS Bremen

„Ich wurde auf der Vorstandssitzung am 03.11.2009 als neues Mitglied in den Vor​stand der LAGS Bremen kooptiert, und möchte mich hiermit kurz vorstellen.

Mein Name ist Volker Heemsath, ich bin 43 Jahre alt, und engagiere mich ehrenamt​lich seit dem Jahr 1999/2000 in verschiedenen Aufgabenfeldern, wie im „Gesprächskreis Behinderung und Sexualität“ bei der LAGS und zeitweise im Forum barrierefreies Bremen. Ich habe eine kaufmännische Ausbildung absolviert, spiele seit nunmehr neun Jahren in einem Theaterensemble mit gehandicapten Menschen (bei der Bremer Shakespeare Company) mit.

Ich möchte als neu hinzugekommenes Vorstandsmitglied der LAGS versuchen, mich noch stärker in die mir gestellten Aufgabenfelder einzubringen, um so mitzuhelfen, die vielfältigen Barrieren, vor denen wir Menschen mit Behinderung in unserer Gesellschaft noch stehen, abzubauen. Vor allem die Barrieren in den Köpfen der Menschen.“

Bei Bedarf können Interessierte Kontakt zu einem Vorstandsmitglied über die Geschäftsstelle der LAGS aufnehmen. Von hier werden die Anfragen koordiniert und weitergeleitet.

3. Die Geschäfts- und Beratungsstelle der LAGS
Schwerpunkte der Geschäftsstellenarbeit liegen in den Bereichen Mitgliederbetreuung, Koordination, Informationsverteilung, Administration, Planung, Beratung, politische Gremienarbeit, Interessenvertretung und Öffentlichkeitsarbeit. 

Das Beratungsangebot - eines der zentralen Tätigkeitsfelder der LAGS Bremen - umfasste im Berichtszeitraum persönliche Beratungen in der Geschäftsstelle sowie fernmündliche, häusliche und schriftliche Beratungen. Im Mittelpunkt der Beratungen des vergangenen Jahres standen traditionell folgende Themenbereiche:
· Nachteilsausgleiche 
· Behinderung und Schwerbehindertenausweis

· Leistungsansprüche

· Selbsthilfegruppen

· Wohnberatung 
· Mitarbeit in Verbänden und Vereinen

· Arbeit und Beruf

· Barrierefreies Reisen

· Vermittlung von Rechtsbetreuung

· Betreuungsrecht

· Persönliches Budget
Nachteilsausgleiche - In diesem Zusammenhang wurden insbesondere Anfragen zu Steuer- und Versicherungsangelegenheiten bearbeitet. Darüber hinaus kamen Fragen zu Gebührenermäßigungen sowie Ermäßigungen im Reiseverkehr.

Behinderung und Schwerbehindertenausweis - Die Gewährung von besonderen Rechten bzw. Vergünstigungen für schwerbehinderte Menschen steht u.a. in Abhängigkeit vom Grad der Schwerbehinderung, der durch einen Schwerbehindertenausweis nachzuweisen ist. Diesbezüglich wurde zu den Themen Anträge und Verfahren beim Versorgungsamt beraten. Zudem bestand Beratungsbedarf mit Blick auf die Bemessung des Grades der Schwerbehinderung.

Leistungsansprüche nach SGB II, IX, XI und XII - In diesen Sozialgesetzbereichen gibt es regelmäßig hohen Beratungsbedarf. Insbesondere hinsichtlich der seit 1.1.2005 gültigen Gesetzestexte von SGB II und XII waren die Beratungsanfragen umfänglich. Bei zunehmenden Bestrebungen der Kostenträger, Leistungen gar nicht oder nicht in ausreichendem Maße zu bewilligen, sehen Menschen mit Beeinträchtigungen immer öfter den Anlass gegeben, sich von kompetenter Stelle unabhängige Beratungshilfen zu holen.

Selbsthilfegruppen - In Bremen und Bremerhaven gibt es über 150 Gruppen und Initiativen, die die Selbsthilfe bei gesundheitlichen Störungen, bei der Krankheitsbewältigung und bei psychosozialen Problemen zum Inhalt ihrer Arbeit gemacht haben. Im Rahmen von Beratungsgesprächen wurde im Bedarfsfall auf entsprechende Gruppen verwiesen oder Kontakte konnten hergestellt werden.

Wohnberatung - Beratungsbedarf zeigte sich zudem im Bereich Wohnen und Bauen. Insbesondere ging es in diesen Beratungsfeldern auch um die barrierefreie Umgestaltung von Wohnraum und die Ausgestaltung mit Hilfsmitteln. Beratungsbedarf ergab sich weiterhin durch öffentliche Stellen, die Anfrage hielten mit Blick auf die barrierefreie Umgestaltung von öffentlichen Gebäuden und Einrichtungen.

Verbände und Vereine - Regelmäßig erfolgen Anfragen von behinderten Menschen nach Möglichkeiten der Mitgliedschaft oder Mitarbeit in Verbänden oder Vereinen, die der jeweiligen Behinderungsform entsprechen. Hier kann - soweit möglich und bekannt - über Schwerpunktsetzungen der Vereine beraten und vermittelt werden.

Arbeit und Beruf - Die Vermittlung von behinderten Menschen in den allgemeinen Arbeitsmarkt erweist sich nach wie vor als äußerst problematisch. Dies bestätigten auch die Beratungsbedarfe von Betroffenen zum Thema Arbeit und Beruf. Während speziellere Fragestellungen an entsprechende Fachdienste vermittelt wurden, konnten allgemeine Problemstellungen in der Beratungsstelle bearbeitet werden.
Barrierefreies Reisen – Menschen mit Behinderungen haben meist sehr individuelle Bedürfnisse hinsichtlich der Anreise, Ausstattung einer Urlaubsunterkunft, den örtlichen Gegebenheiten oder des Service vor Ort. Diese gilt es zu prüfen und nach einem Anbieter zu suchen, der vor dem Hintergrund von Erfahrungen passende Angebote vorlegen kann. Die LAGS ist bei der Suche nach entsprechenden Anbietern gerne behilflich.
Vermittlung von Rechtsberatung - Der LAGS Bremen sind eine Reihe von sozialrechtserfahrenen Anwälten persönlich bekannt. Im Bedarfsfall verweisen wir interessierte Ratsuchende an eine Auswahl von Anwälten, die über die notwendige Erfahrung im jeweils gefragten Rechtsgebiet verfügen.

Betreuungsrecht – Im Zusammenhang mit dem Betreuungsrecht haben die Beratungsanfragen in den vergangenen Jahren erheblich zugenommen. Von besonderem Interesse ist hier das Verfahren zur Anregung einer Betreuung, die Bedeutung einer Betreuung für die Selbstbestimmung eines Menschen oder die Nachfragen zu den unterschiedlichen Aufgabenkreisen (Gesundheits- und Vermögenssorge, Wohnungsangelegenheiten).
Persönliches Budget – Bereits seit dem 1. Januar 2008 haben Menschen mit Behinderung einen Rechtsanspruch auf ein trägerübergreifendes Persönliches Budget. Dieser Anspruch ergibt sich aus den entsprechenden Regelungen im Sozialgesetzbuch (SGB IX) – Rehabilitation und Teilhabe. Dadurch können Empfänger von Sozialleistungen von den Rehabilitationsträgern anstelle von Dienst- oder Sachleistungen zur Teilhabe ein Budget wählen. Hieraus bezahlen sie die Aufwendungen, die zur Deckung ihres persönlichen Hilfebedarfes erforderlich sind. Damit werden behinderte Menschen zu Budgetnehmern, die den Einkauf der Leistungen eigenverantwortlich, selbständig und selbstbestimmt regeln können.
Die LAGS ist von Montag bis Donnerstag telefonisch erreichbar von 8.00 - 16.30 Uhr und Freitag von 8.00 - 13.00 Uhr. Zu diesen Zeiten können auch Termine für persönliche Beratungsgespräche vereinbart werden.

4. Verbandsarbeit und -Entwicklung
Wir blicken erneut auf ein Jahr erfolgreicher und intensiver Arbeit zurück. So konnten wir im Februar gemeinsam mit der Lebenshilfe und dem Landesbehindertenbeauftragten im Februar 2010 eine Tagung zur UN-Behindertenrechtskonvention durchführen. Diese fand im Festsaal der Bremischen Bürgerschaft statt. Im darauf folgenden Mai organisierten wir den nunmehr 18. Bremer Protesttag und führten im Rahmen des Europäischen Protesttages gegen Diskriminierung behinderter Menschen das Behindertenparlament durch. Für den Familienratgeber der Aktion Mensch waren wir weiterhin tätig und erweiterten das Informationsangebot auf der entsprechenden Internetplattform. Unser Beratungsangebot für Menschen mit Behinderung wurde fortgeführt sowie die trägerunabhängige Beratung zum Persönlichen Budget. Intensiv blieb im Berichtszeitraum die gute Kooperation mit dem Landesbehindertenbeauftragten.
Über die Kürzung der Förderung der LAGS durch die Sozialbehörde auf 15.000,-- € (vorher 26.000,-- €) haben wir Sie im letzten und vorletzten Jahresbericht und auf den Mitgliederversammlungen 2008 und 2009 informiert. Hier befanden wir uns im Widerspruchs- und Klageverfahren.
Über den Ausgang unseres Kampfes um eine weitere Förderung der LAGS im Rahmen des Haushaltes 2010 wird der 1. Vorsitzende Dieter Stegmann auf der Mitgliederversammlung mündlich berichten. Soviel können wir schon einmal sagen: Unser Kampf hat sich gelohnt.

Erfreulich war auch das Spendenaufkommen für die LAGS im Rahmen der sogenannten „Zinswette“ im Februar 2010. Diese Spendenaktion wurde dankenswerterweise von der Bremer Landesbank durchgeführt.

Die Situation im Vorstand hat sich nach den Weggängen von Herrn Terveer, Herrn Weinert und Frau Marnetté stabilisiert. Zur Erinnerung: Auf der Vorstandssitzung der LAGS im Dezember 2008 wurde Herr Dieter Stegmann kommissarisch zum neuen ersten Vorsitzenden berufen. Herr Stegmann hatte zuvor das Amt des zweiten Vorsitzenden inne. Durch die Wahl von Herrn Stegmann zum ersten Vorsitzenden war das Amt des zweiten Vorsitzenden vakant. Ebenfalls im Dezember 2008 wurde Herr Patrick George zum neuen zweiten Vorsitzenden von den weiteren Vorstandsmitgliedern gewählt. Herr Stegmann und Herr George nahmen die Wahl jeweils an und freuten sich auf die neuen Herausforderungen und die weitere gute Zusammenarbeit mit den Mitgliedsverbänden. Darauf freut sich inzwischen nicht minder auch Herr Volker Heemsath, der Ende 2009 vom Vorstand als Beisitzer kooptiert wurde.
Dank der finanziellen Förderung durch die Krankenkassen können wir weiterhin unseren vierteljährlich erscheinenden Informationsdienst herausgeben. Im Informationsdienst werden sowohl aktuelle Beiträge aus den Mitgliedsverbänden, von lokalen und überregionalen Veranstaltungen und über relevante Publikationen veröffentlicht, als auch Informationen aus Sozialpolitik, Rechtspolitik und der öffentlichen Diskussion zu behindertenpolitischen Themen. Die steigende Zahl der Anforderungen des Infodienstes einerseits und die regelmäßigen Anfragen nach weitergehenden Informationen andererseits sind ein wichtiges Indiz dafür, dass dieses Informationsmedium von Mitgliedsverbänden, Einzelpersonen und Freunden der LAGS weiterhin interessiert zur Kenntnis genommen wird.

5. Finanzen
Der Rechnungsführer der LAGS Bremen wird - wie in den Jahren zuvor - auf der Mitgliederversammlung einen genauen Bericht über die finanzielle Situation des Vereins geben.

6. arbeitskreise der LAGS Bremen
Die LAGS organisiert Arbeitskreise für behinderte und chronisch kranke Menschen. Sie bietet so - auch in Kooperation mit anderen Einrichtungen der Behindertenselbsthilfe - Foren, in denen Behinderte ihre Anliegen verbands- und behinderungsübergreifend formulieren, diskutieren und problematisieren können, um letztlich durch politische Aktivitäten, private Initiativen, persönliches Engagement oder durch Öffentlichkeitsarbeit zu einer Verbesserung ihrer Lebenssituation aktiv beizutragen. Mit anderen Worten: Die Arbeitskreise bieten Hilfe zur Selbsthilfe. 

6.1 Arbeitskreis Bremer Protest
Der Arbeitskreis Bremer Protest ist ein Bündnis von behinderten und nichtbehinderten Menschen sowie von Organisationen von und für behinderte Menschen. Seit seiner Gründung im Jahr 1993 wurde der Arbeitskreis kontinuierlich zur festen Einrichtung der Behindertenselbsthilfe ausgebaut. An den allmonatlich stattfindenden Treffen in der Geschäftsstelle der LAGS Bremen beteiligen sich im Schnitt 20-25 Personen aus unterschiedlichen Organisationen oder aus privatem Interesse. Die Mitglieder des Arbeitskreises beschäftigen sich mit allen denkbaren Problemen der Behindertenselbsthilfe und leisten insbesondere die inhaltliche Vorbereitung der seit 1993 jährlich wiederkehrenden Tagesveranstaltung "Protesttag gegen Diskriminierung und für Gleichstellung behinderter Menschen". Nach dem Rückzug von Selbstbestimmt Leben Anfang 2004 aus dem AK Protest konnten mit dem Landesverband der Gehörlosen und dem Sozialverband Deutschland, Ortsverband Osterholz neue Bündnispartner als Mitorganisatoren für die Bremer Protesttage und das Behindertenparlament gefunden werden. Im Berichtszeitraum hat sich der Sozialverbandsvertreter aus gesundheitlichen Gründen zurückgezogen. Der Sozialverband entsandte keinen neuen Vertreter.
Thematische Schwerpunkte des Arbeitskreises für den Berichtszeitraum:

· Nachbereitung des 17. Bremer Protesttages vom 06.05.2008
· Beschäftigung mit den Inhalten der UN-Behindertenrechtskonvention unter Leitung des Landesbehindertenbeauftragten
· Vorbereitung, Durchführung und Auswertung einer Tagung im Februar 2010 unter dem Titel: „Das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen und was bedeutet es für die Politik in Bremen“ / in Zusammenarbeit mit der Lebenshilfe Bremen und dem Landesbehindertenbeauftragten
· Vorbereitung und Durchführung des 18. Bremer Protesttages am 6. Mai 2010
6.2 forum barrierefreies Bremen
Das Forum Barrierefreies Bremen ist eine Arbeitsgemeinschaft behinderter Menschen, die sich schwerpunktmäßig mit den Bereichen, Bauen, Wohnen und Verkehr auf ihren allmonatlichen Sitzungen beschäftigt. Organisiert wird das Forum Barrierefreies Bremen arbeitsteilig von der LAGS und SelbstBestimmt Leben. Dazu gehören die Vorbereitung, Leitung und Nachbereitung der Sitzungen. Den Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft geht es in erster Linie um den Abbau von baulichen Barrieren im öffentlichen Bereich. So setzten sich die Forumsmitglieder im Berichtszeitraum in Verhandlungen mit der Baubehörde und diversen privaten Bauherren für die barrierefreie Gestaltung von Neu- und Umbauten ein. 

Thematische Schwerpunkte des Forums für den Berichtszeitraum:

· Forumspositionen zum Projekt des Bausenators „Nette Toilette“
· Einsatz für barrierefreie Postdienstleistungen

· Beteiligung am Stadtführerprojekt

· AG barrierefreie Domsheide

· Gemeinsame Aktion mit Schülern zur mangelnden Barrierefreiheit im Bereich Schlachte

· diverse Bauberatungen für öffentliche und private Bauherren bzw. –träger
· enge Zusammenarbeit mit dem Behindertenbeauftragten, der regelmäßig an den Sitzungen des Forums teilnimmt

6.3 Gesprächskreis Behinderung und Sexualität: 

Der Gesprächskreis „Behinderung und Sexualität“ besteht seit nunmehr 8 Jahren, mit einer zweijährigen Unterbrechung. Die Arbeit des Gesprächskreises soll voraussichtlich jetzt in diesem Sommer wieder aufgenommen werden. Es soll mit Hilfe eines neuen Konzeptes versucht werden, den Gesprächskreis durch mehr Individualität noch informativer werden zu lassen. Das Konzept sieht vor, dass sich der Gesprächskreis in seiner bisherigen Form verändert und in eine Beratungsstelle umfunktioniert wird, in der sich Frauen wie Männer Informationen zu dem Thema „Behinderung und Sexualität“ geben lassen können.
Vorgesehen ist, dass diese Beratungsstelle, wie auch der bisherige Gesprächskreis, jeweils einmal im Monat in einem Zeitraum von 90 Minuten in den Räumen der LAGS Bremen angeboten werden soll. Der genaue Beginn der Beratungsstelle wird dann in einem entsprechenden Rundschreiben zu gegebenem Zeitpunkt mit einem festgesetzten Tag im Monat und Zeitrahmen bekannt gegeben.

7. Projekte und Kooperationen

7.1 Vortrag von Dr. Joachim Steinbrück im öffentlichen Teil der
      Mitgliederversammlung der LAGS
Zum öffentlichen Teil der Mitgliederversammlung hatten wir im Juni 2009 den Lan​desbehindertenbeauftragten, Dr. Joachim Steinbrück eingeladen. Sein Beitrag beschäftigte sich mit der im März 2009 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft getretenen Behindertenrechtskonvention (BRK).

Die Behindertenrechtskonvention konkretisiert die allgemeinen Menschenrechte für die Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen. Die Vertragsstaaten, die die Konvention ratifiziert haben, sind verpflichtet, die in der Behindertenrechtskonvention formulierten Rechte von Menschen mit Behinderungen in innerstaatliches Recht umzusetzen. Nach der Konvention sind die Vertragsstaaten beispielsweise verpflichtet, bestehende Barrieren zu identifizieren und auf ihre Beseitigung hinzuwirken (Art. 9 BRK) und ein inklusives Bildungs- und Erziehungssystem zu gewährleisten (Art. 24 BRK).
Nach dem Vortrag diskutierten die zahlreichen Teilnehmer intensiv die vielfältigen Aspekte der Behindertenrechtskonvention sowie die denkbaren Konsequenzen für die Behindertenpolitik auf Landesebene.

Hierzu Dr. Steinbrück: Das "Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen" ist im Dezember 2008 vom Bundestag und vom Bundesrat ratifiziert worden und in Deutschland im März 2009 in Kraft getreten. Dieses Übereinkommen - auch Behindertenrechtskonvention genannt (BRK) - konkretisiert die allgemeinen Menschenrechte für die Lebenssituation von Menschen mit Behinderung. Die BRK verbietet die Diskriminierung von Menschen mit Behinderung in allen Lebensbereichen. Die Grundsätze der BRK sind in Artikel 3 aufgezählt. Hierzu gehören unter anderem: 

- die Achtung der dem Menschen innewohnenden Würde, seiner individuellen Autonomie, einschließlich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen, sowie seiner Unabhängigkeit,

- die volle und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und Einbeziehung in die Gesellschaft,

- die Achtung vor der Unterschiedlichkeit von Menschen mit Behinderungen und die Akzeptanz dieser Menschen als Teil der menschlichen Vielfalt und der Menschheit, 
- die Zugänglichkeit,

- die Gleichberechtigung von Mann und Frau,

- die Achtung vor den sich entwickelnden Fähigkeiten von Kindern mit Behinderungen und die Achtung ihres Rechts auf Wahrung ihrer Identität. 

Die allgemeinen Grundsätze der BRK werden in ihren insgesamt 50 Artikeln weiter konkretisiert. So enthalten beispielsweise Artikel 9 Regelungen über die Zugänglichkeit, Artikel 19 über die unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft, Artikel 24 über das Bildungs- und Erziehungssystem, Artikel 25 zur Gesundheit und zum Gesundheitssystem, Artikel 27 zur Arbeit und Beschäftigung und Artikel 29 zur Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben. 

Aus den einzelnen Artikeln der BRK ergibt sich, dass die Staaten, welche die BRK ratifiziert haben, Maßnahmen zur Gewährleistung der in der BRK geregelten Rechte von Menschen mit Behinderung ergreifen müssen. Ob hierfür die Bundesländer oder der Bund zuständig sind, richtet sich nach der allgemeinen Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern. Deshalb ergeben sich auch für Bremen als Bundesland Verpflichtungen zur Umsetzung einer Reihe von Artikeln der BRK. 

Die Vertragsstaaten haben z.B. nach Artikel 24 BRK die Verpflichtung übernommen, ein inklusives Bildungs- und Erziehungssystem zu gewährleisten. Deshalb sieht das neue Schulgesetz, das nach Inkrafttreten der BRK von der Bremischen Bürgerschaft Mitte dieses Jahres verabschiedet worden ist, vor, dass sich Bremens Schulen zu inklusiven Schulen entwickeln und dass Kinder mit Behinderung einen Rechtsanspruch darauf haben, an allgemeinen Schulen gemeinsam mit nicht behinderten Schülerinnen und Schülern unterrichtet zu werden. Bei der derzeit stattfindenden Umgestaltung des Bremischen Schulsystems ist darauf zu achten, dass die Vorgaben der BRK und des neuen Schulgesetzes auch tatsächlich umgesetzt werden. 

Artikel 9 verlangt von den Vertragsstaaten unter anderem Maßnahmen zur Feststellung und Beseitigung von Zugangshindernissen und -barrieren. Außerdem werden in Artikel 9 ausdrücklich auch Arbeitsstätten genannt, für die Maßnahmen zur Herstellung von Barrierefreiheit zu ergreifen sind. Damit stellt sich die Frage, ob zur Umsetzung der BRK nicht auch Änderungen in der Bremischen Landesbauordnung erforderlich sind, durch die für Arbeitsstätten, die neu errichtet oder baulich umgestaltet werden, Barrierefreiheit vorgesehen wird, und durch die für bereits errichtete Gebäude von ihren Eigentümern angemessene Vorkehrungen zum Abbau bestehender Zugangshindernisse und -barrieren verlangt werden. 

Nach Artikel 29 BRK stellen die Vertragsstaaten unter anderem sicher, dass die Wahlverfahren, -einrichtungen und -materialien geeignet, zugänglich und leicht zu verstehen und zu handhaben sind. Diese Regelung ist für die Änderung des Wahlrechts, die gegenwärtig von der Bremischen Bürgerschaft behandelt wird, von großer Bedeutung. Denn nach Art. 29 BRK müssen nicht nur die Wahllokale, sondern auch die Stimmzettel barrierefrei sein. Dies bedeutet, dass auch blinde und stark sehbehinderte Wählerinnen und Wähler in der Lage sein müssen, den Stimmzettel selbstständig und ohne fremde Hilfe ausfüllen zu können. Bisher war dies mit Hilfe einer Stimmzettelschablone möglich. Diese Möglichkeit muss auch in Zukunft bei dem neuen Wahlverfahren, bei dem jede wahlberechtigte Person insgesamt fünf Stimmen hat, bestehen. Daher ist für die nächste Bürgerschaftswahl ein "schablonentauglicher Stimmzettel" zu entwickeln. Außerdem müssen das Wahlverfahren sowie die Wahlmaterialien nach Artikel 29 leicht verständlich sein. Deshalb ist das neue Wahlverfahren für Menschen mit Lernschwierigkeiten auch in leichter Sprache zu erläutern.

Allein die vorgenannten Beispiele machen deutlich, dass sich aus der BRK auch Anforderungen an die Politik des Landes Bremen ergeben. Eine wichtige Aufgabe der nächsten Jahre für den Landesbehindertenbeauftragten und für die Behindertenverbände wird darin bestehen, mit Nachdruck darauf hinzuwirken, dass Senat und Bürgerschaft ihren landespolitischen Auftrag zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention annehmen und erfüllen.

7.2. Tagung zur Behindertenrechtskonvention am 11.02.2010
Seit März 2009 ist in Deutschland das „Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen“ in Kraft getreten. Alle Vertragsstaaten verpflichten sich, Maßnahmen zur Gewährleistung der in der Konvention geregelten Rechte von Menschen mit Behinderung zu ergreifen. Zahlreiche Rechts- und Regelungsbereiche fallen dabei in die Zuständigkeit der Länder. Somit ist auch Bremen in der Pflicht, sich inhaltlich, politisch, gesellschaftlich und rechtlich mit den 50 Artikeln der Konvention auseinanderzusetzen. Den ersten großen Anstoß gaben hierzu am 11. Februar mit einer gemeinsamen Tagung die Lebenshilfe Bremen, der Landesbehindertenbeauftragte und der Arbeitskreis Bremer Protest. Über 100 Menschen mit unterschiedlichen Behinderungsformen folgten der Einladung in die Bremische Bürgerschaft, um Ziele und Wege zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention zu diskutieren und erste Forderungen an die Landespolitik zu formulieren.

Zuvor führte Klaus Lachwitz, Bundesgeschäftsführer der Lebenshilfe, mit einem Vortrag in das Thema des Tages ein. Lachwitz war selbst Teilnehmer bei der UN-Arbeitgruppe zur Abfassung der Konvention in New York. Er arbeitete mit als Rechtsassistent eines Menschen mit geistiger Behinderung und lobte den Geist der Erarbeitungsphase, da nicht nur Regierungsvertreter, sondern Menschen mit Behinderung sowie Behindertenorganisationen von Anfang an beteiligt wurden. Lachwitz strich in seinem einstündigen Vortrag unter anderem heraus, dass die UN-Konvention geltendes deutsches Recht ist und umgesetzt werden muss. Dazu gehöre beispielsweise die Pflicht zur Gewährleistung eines inklusiven Bildungssystems ebenso wie die freie Wahl behinderter Menschen von Wohnort und Wohnform unabhängig von der Schwere der Behinderung. Die Behindertenrechtskonvention bezeichnete Lachwitz als einen Schatz, der noch gehoben werden muss! Mit entsprechender Goldgräberstimmung gingen daraufhin die Tagungsteilnehmer in die Arbeitsgruppen.

Nach mehrstündigen Beratungen präsentierten die Arbeitsgruppenleiter im Plenum die Ergebnisse. Diskutiert wurden die Artikel 8 (Bewusstseinsbildung), Artikel 9 (Barrierefreiheit), Artikel 19 (Unabhängige Lebensführung), Artikel 27 (Arbeit und Beschäftigung) gemeinsam mit Artikel 28 (Angemessener Lebensstandard), Artikel 24 (Bildung) und Artikel 29 (Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben). Der Landesbehindertenbeauftragte Dr. Joachim Steinbrück lobte abschließend die intensive Arbeit der Tagungsteilnehmer und forderte für Bremen einen Aktions- und Zeitplan zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention. „Diesen werden wir nicht nur überwachen, sondern daran in jeder Phase beteiligt sein müssen. Nichts über uns, ohne uns“, erinnerte Steinbrück unter großem Applaus. Im Mai 2010 wird sich das Behindertenparlament weiter mit der Konvention beschäftigen und erste Beschlussvorschläge verabschieden. Mögen dann auch die zuständigen Akteure der Rechtsordnung gemeinsam mit behinderten Menschen und ihren Interessenvertretungen den wertvollen Schatz Behindertenrechtskonvention heben.

7.3. LAGS zu gast beim Jahresempfang der bremer landesbank
Die Bremer Landesbank hatte Mitte Februar 2010 zum vierten Mal zur jährlichen Zinswette im Rahmen des Jahresempfangs geladen. Fast 400 Gäste aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft kamen zum Empfang und folgten dem Vortrag von Chefanalyst Folker Hellmeyer. Wie wird der Euro am Jahresende im Vergleich zum Dollar stehen? Darauf wetteten die Experten und Annalisten des (Bank) Hauses. Parallel wurden die geladenen Gäste gebeten, einen Betrag ihres Ermessens zu spenden. Der Gesamtbetrag, der an diesem Abend für jeden der drei – vom Vorstand des Bankhauses – vorgeschlagenen sozialen Einrichtungen in Bremen erreicht wird, erhielt von der Bremer Landesbank noch einmal den gleichen Betrag, der damit verdoppelt wird. Gemeinnützige Einrichtungen bekamen im Nachgang dieser Veranstaltung die Beträge als Spende.

Zu den Begünstigten zählte in diesem Jahr auch die LAGS Bremen. Deren Vorsitzender Dieter Stegmann unterrichtete die Gäste des Abends ausführlich und lebhaft über die Geschichte und aktuellen Arbeitsschwerpunkte der LAGS . Der 2. Vorsitzende Patrick George besetzte derweil einen Informationsstand, bei dem sich Interessierte ergänzend über die LAGS berichten lassen konnten.

Die engagierte Arbeit der Vorsitzenden der LAGS trug zu einem erfreulichen Spendenaufkommen bei, dass wir als Anerkennung und Würdigung unserer seit über 30 Jahren andauernden behindertenpolitischen Arbeit dankbar annahmen.

7.4. Stadtführer „barrierefrei reisen – bremen“
Pünktlich zum 32. Deutschen Evangelischen Kirchentag lag der Stadtführer "Barrierefreies Bremen - Informationen für Alle" vor. Die umfangreiche Broschüre wurde im Mai 2009 von Sozialsenatorin Ingelore Rosenkötter und dem Landesbehindertenbeauftragten Dr. Joachim Steinbrück vorgestellt. 

"Wir möchten mit diesem Stadtführer zur Barrierefreiheit zeigen, dass wir Menschen mit Behinderungen in Bremen besonders willkommen heißen. Der Evangelische Kirchentag war ein guter Anlass, um einen solchen Reiseführer zu erstellen. Ich hoffe sehr, dass er für unsere Gäste mit körperlichen Einschränkungen eine brauchbare Hilfe darstellt", sagte Sozialsenatorin Ingelore Rosenkötter. 

"Der neue Stadtführer ist das Ergebnis einer guten und kreativen Zusammenarbeit verschiedenster Institutionen. Dies verdient große Anerkennung und zeigt, dass durch Kooperation viel erreicht werden kann. Für mich als blinden Menschen ist die barrierefreie Online-Version des Stadtführers besonders interessant, weil ich ihn selbstständig mit meinem PC im Internet nachlesen kann. Dies ist eine besondere Qualität des neuen Stadtführers. Ich hoffe, dass wir den Stadtführer in Zukunft weiterentwickeln können, beispielsweise um einen elektronischen sprechenden Stadtplan für blinde und sehbehinderte Menschen sowie um mehr Informationen in leichter Sprache für Menschen mit Lernschwierigkeiten", so Dr. Joachim Steinbrück 

Wer den Stadtführer zur Hand nimmt, kann sofort erkennen, ob ein Gebäude barrierefrei ist. Geliefert werden zudem eine Reihe von Detailinformationen, die darlegen, ob das jeweilige Gebäude den persönlichen Anforderungen entspricht. Der Stadtführer enthält zudem zwei Rundgänge, die Informationen zu Barrierefreiheit der Wege zu Bremer Sehenswürdigkeiten enthalten. Für Menschen mit Lernschwierigkeiten gibt es eine Karte mit der Beschreibung von bremischen Sehenswürdigkeiten in leichter Sprache. 

Der Stadtführer wurde in Zusammenarbeit zwischen der Sozialsenatorin, dem Wirtschaftssenator, bremen.online, der Bremer Touristik-Zentrale, dem Deutschen Hotel- und Gaststättenverband, der Hochschule Bremen, der Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen, dem Verein SelbstBestimmt Leben, dem Planungsbüro protze + theiling und dem Landesbehindertenbeauftragten entwickelt. Die Finanzierung erfolgte durch das Wirtschafts- und das Bauressort.
Der Stadtführer ist über die Geschäftsstelle der LAGS kostenlos erhältlich.

Im Internet kann der Stadtführer unter folgender Adresse als pdf-Datei herunterladen werden: 

http://www.bremen-tourismus.de/btz/material/Barrierefreier_Urlaub_in_Bremen.pdf

7.5 Mitarbeit der lags in der Sozialdeputation
Seit vielen Jahren ist die LAG Selbsthilfe Bremen e. V. anerkannter und ständiger Gast in der staatlichen (mit Bremerhaven) und städtischen (nur Bremen) Deputation für Jugend, Soziales, Senioren und Ausländerintegration. In der Deputation werden alle wichtigen Maßnamen, Gesetze und Verordnungen, aber auch die finanziellen Rahmenbedingungen für alle Maßnahmen, die diesen Ressortbereich betreffen, erstmals öffentlich beraten und entschieden.

Der Gaststatus der LAGS Bremen in der Deputation bedeutet, dass wir bei jeder Sitzung anwesend sein und beratend mitreden, aber nicht mit abstimmen dürfen.

Gleichwohl gelangen wir auf diesem Wege oftmals frühzeitig an Informationen über Maßnahmen und Entwicklungen, die Menschen mit Behinderungen in vielen Lebensbereichen – von der Frühförderung bis hin zur Versorgung im Alter - in vielfältigen sozialen Beziehungen betreffen können.

Einige Themen der Sozialdeputation im Jahr 2009/2010 waren:

· Die finanzielle Unterstützung des Bremer Protesttages gegen Diskriminierung und für die Gleichstellung behinderter Menschen

· Der strukturelle Umbau der Versorgung behinderter Kinder in der Frühförderung und im Vorschulalter (Kindergarten).

· Herstellung der Barrierefreiheit im Sozialzentrum Süd (Aufzug)

· Anhörung zum neuen Heimgesetz im Land Bremen

· Neuregelung beim Sondefahrdienst für behinderte Menschen

Der Einsatz, den unser Vorsitzender, Dieter Stegmann, dort seit einigen Jahren leistet, lohnt sich trotz mancher – manchmal auch unerfreulicher – Auseinandersetzung.  Aktuellstes Problem aus unserer Sicht: Die Umsetzung der UN – Konvention von 2009 in Bremen und Bremerhaven.

7.6 LAGS engagiert sich für barrierefreies Sozialzentrum Süd
Nachdem auf einer Sitzung im Sozialzentrum Süd am 10.12.2007 eine Einigung zur Schaffung eines zweiten - diesmal barrierefreien – Aufzuges und das Verfahren und der Zeitplan zur Realisierung dieses Vorhabens vereinbart werden konnten, haben wir uns immer wieder über den aktuellen Stand des Verfahrens auf dem Laufenden gehalten; Vorlage eines Bauantrages durch den Eigentümer Ende Januar 2008, Genehmigung des Antrages durch die Baubehörde (nach vier! Monaten). Ende Mai 2008 haben wir uns nach der Sommerpause Mitte September 2008 mit dem Leiter des Sozialzentrums Süd, Herrn Wührmann, dort getroffen, und über die aktuelle Lage und die Perspektive zur Umsetzung der verabredeten Baumaßnahme in seinem Haus gesprochen.

Er berichtete seinerzeit davon, dass das Haus nunmehr einen neuen Eigentümer habe, der sich gegenwärtig in Verhandlungen mit der Sozialbehörde hinsichtlich der Miethöhe, der Laufzeit des Vertrages u.ä. befände. Vorrangig sei jetzt zunächst auch die Erneuerung der völlig veralteten und störanfälligen Heizung. Wann der Aufzug in Angriff genommen werde, wisse er aktuell nicht, wolle sich aber gern informieren. Wir vereinbarten, spätestens Ende Oktober 2008 wieder Kontakt miteinander aufzunehmen, um in Erfahrung zu bringen, ob ein Zeitplan zur zeitnahen Realisierung des zweiten Aufzuges vorliegt. 
Wir haben gegenüber Herrn Wührmann deutlich gemacht, falls dies nicht der Fall sein sollte, die Behinderten- und Sozialverbände sich erneut auch unter Beteiligung des Landesbehindertenbeauftragten, Herrn Dr. Joachim Steinbrück, öffentlich zu Wort melden würden, um den Druck erneut zu erhöhen. Anfang November 2008 teilte uns Herr Wührmann auf telefonische Nachfrage mit, dass Mitte November 2008 mit den Vorarbeiten im Keller- und Erdgeschoß im Haus begonnen werde, die Außenarbeiten, das Einbringen des Fahrstuhls, im Januar 2009 folgen sollen und Ende März 2009 abgeschlossen werden können.

Diese Vorausschau erfüllte sich leider wieder einmal nicht. Im November 2009 mussten wir plötzlich und völlig unerwartet zur Kenntnis nehmen, dass die Verabredungen vom Dezember 2007 nicht realisiert werden könnten. Bei einem Termin bei Immobilien Bremen Mitte Dezember 2009 wurde dann vereinbart, nunmehr an der Stelle des bestehenden Aufzuges einen neuen – barrierefreien – zu installieren, da nunmehr – durch die Installation einer neuen Heizungsanlage - der Fahrstuhlschacht angemessen erweitert werden kann. Nun soll der neue Fahrstuhl im SZ Süd zum Ende des 1. Halbjahres 2010 für alle Menschen nutzbar sein.

Obwohl ein weiteres Jahr vergangen ist, bevor sichtbar werden wird, das die LAGS und SelbstbestimmtLeben mit der Einleitung der Verbandsklage gemäß BremBGG erfolgreich sind, können wir mit dem Erreichten sehr zufrieden sein. 

7.7 LAGS Bremen e.V. - Regionalpartner der Aktion Mensch
Der Familienratgeber als ein Angebot der Aktion Mensch ist für persönlich Betroffene ebenso interessant wie für Beratungsstellen oder Servicestellen, die das Internet-Angebot zur Unterstützung der täglichen Arbeit nutzen können. Bundesweit sind auf diese Weise aktuell 22.883 Adressen verfügbar, die von über 150 Regionalpartnern gepflegt werden. Seit 5 Jahren ist die LAGS Bremen e.V. der Regionalpartner für Bremen, Bremerhaven und das niedersächsische Umland und hat die Adressendatei kontinuierlich auf aktuell ca. 230 Adressen mit knapp 400 Angeboten erweitert.

So ist es betroffenen Familien als auch professionellen Anbietern möglich, gezielt Adressen zu unterschiedlichen Rubriken wie z.B. Frühförderung, Wohnen, Freizeitgestaltung oder Arbeit zu finden.

Die Verfügbarkeit bundesweiter Adressen ist z.B. ein Vorteil, wenn eine Familie in ein anderes Bundesland oder auch nur eine andere Region umziehen und sich vorab einen Überblick über die Infrastruktur vor Ort verschaffen möchte.

Des weiteren finden Interessierte auf der Homepage des Familienratgebers Informationen zu aktuellen Themen, aktuelle Veröffentlichen und Ankündigungen für Filme, Fernsehsendungen und Bücher, die dem Thema Behinderung gewidmet sind, Foren zu diversen Themen, auf denen sich Betroffene austauschen können u.v.m.

Neu ist auch die Online-Beratung für Frauen mit Behinderung und Gewalterfahrung über Skype.

Und wer seinen Wissenstand zum Thema Behinderung einmal testen möchte, kann die Fragen des Familienratgeber-Quiz beantworten:

Ab welchem Grad der Behinderung gilt man als "schwerbehindert"?  

· 25

· 50

· 100

Wie viele schwerbehinderte Menschen gibt es in Deutschland (in Millionen) ? 

· 3,5

· 6,9

· 10,3

Bei wie vielen Menschen mit Behinderungen ist die Behinderung angeboren? 

· 4,7 %

· 10,5 %

· 50,8 %

Wie viele behinderte Kinder gehen in Deutschland auf eine reguläre Schule in der Nachbarschaft? 

· 13 %

· 25 %

· 33 %

Wie viele Schüler mit Förderbedarf besuchen im EU-Durchschnitt eine Regelschule? 

· 80 %

· 50 %

· 30 %

Wie viele Menschen mit einer Schwerbehinderung arbeiten in einem regulären Job auf dem ersten Arbeitsmarkt? 

· 20,9 %

· 50,1 %

· 4,2 %

Wie hoch ist der monatliche Durchschnittslohn von Menschen mit Behinderungen in einer Werkstatt für behinderte Menschen?

· 500 €

· 90 €

· 160 €

Richtige Antworten:

1. (50%), 2. (6,9 Millionen), 3. (4,7%), 4. (13 %), 5. (80%), 6. (4,2%), 7. (160€)
7.8 DOkumentation zum 16. und 17. Bremer Protesttag
Die Dokumentation über den 16. und 17. Bremer Protesttag aus den Jahren 2008 und 2009 konnte im Berichtszeitraum fertig gestellt werden. Zur Erinnerung: Das Motto des 16. Bremer Protesttages lautete: Teilhabe statt Ausgrenzung in Bremen und Bremerhaven. Zum 17. Bremer Protesttag stellte der Arbeitskreis den Protesttag unter das Motto: Für ein barrierefreies Bremen und Bremerhaven.

Wie gewohnt enthält die Dokumentation zusammenfassende Berichte über die beiden Aktionstage sowie zusätzliche Informationsmaterialien. So sind beispielsweise die Beschlussvorschläge für die 16. Sitzung des Bremer Behindertenparlaments im Rahmen des 17. Bremer Protesttages vom 4. Mai 2009 in der Dokumentation erhalten. Zahlreiche Fotos von den Protesttagen aus den Jahren 2008 und 2009 sowie die jeweiligen Pressespiegel runden die Dokumentation ab. 

Die Broschüre kann über die Geschäftsstelle der LAGS kostenlos bezogen werden.

7.9 Achtzehnetr Bremer Protesttag am 6. Mai 2010
Im Rahmen des Europäischen Protesttages gegen Diskriminierung behinderter Menschen veranstaltete der Arbeitskreis Bremer Protest in diesem Jahr erneut ein Behindertenparlament, das sich schwerpunktmäßig mit dem Thema UN-Behindertenrechtskonvention beschäftigte.

Das Motto des 18. Bremer Protesttages:

Behindertenrechtskonvention in Bremen und Bremerhaven: 
Umsetzung jetzt!

Der Arbeitskreis Bremer Protest ist ein Bündnis von behinderten und nicht​behinderten Menschen und tagt einmal monatlich. Die Organisation des Protesttages übernahmen traditionell die Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen und der Landesverband der Gehörlosen in Zusammenarbeit mit weiteren Verbän​den der Behindertenselbsthilfe. Hinzu kamen zahlreiche ehrenamtliche Unterstützerinnen und Unterstützer, die sich erneut und dankenswerterweise in der Vorbereitungs- und Durchführungsphase engagiert einbrachten und so zum Gelingen des Protesttages erheblich beitrugen.

Seit März 2009 ist in Deutschland das „Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen“ in Kraft getreten. Alle Vertragsstaaten verpflichten sich, Maßnahmen zur Gewährleistung der in der Konvention geregelten Rechte von Menschen mit Behinderung zu ergreifen. Zahlreiche Rechts- und Rege​lungsbereiche fallen dabei in die Zuständigkeit der Länder. Somit ist auch Bremen in der Pflicht, sich inhaltlich, politisch, gesellschaftlich und rechtlich mit den 50 Artikeln der Konvention auseinanderzusetzen. Den ersten großen Anstoß gaben hierzu am 11. Februar mit einer gemeinsamen Tagung die Lebenshilfe Bremen, der Landesbehindertenbeauftragte und der Arbeitskreis Bremer Protest. Über 100 Menschen mit unterschiedlichen Behinderungsformen folgten im Februar der Einladung in die Bremische Bürgerschaft, um Ziele und Wege zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention zu diskutieren und erste Forderungen an die Landespolitik zu formulieren.

Forderungen, die im Rahmen des Bremer Behindertenparlaments in Be​schlussvorschlägen mündeten und am 6. Mai 2010 von den ca. 300 Behin​dertenparlamentariern intensiv diskutiert und abgestimmt wurden.

Zum 17. Mal trat am 06. Mai 2010 unter der Schirmherrschaft des Landes​behindertenbeauftragten Dr. Joachim Steinbrück, das Bremer Behindertenparlament zusammen. Sein diesjähriger Präsident, Rolf Bauermann (Werkstattrat Bremen) begrüßte die zahlreichen Vertreter der Fraktionen behinderter Menschen. Als Beisitzer assistierten dem Präsidenten Ramona Meyer (Werkstatt Bremen) und Manfred Schlie (Elbe-Weser Werkstätten).

Der Einladung zum Behindertenparlament waren auch zahlreiche politische Vertreter der Bürgerschaftsfraktionen gefolgt. Dazu gehörten der Bausenator Dr. Reinhard Loske (Bündnis 90/Die Grünen) Staatsrat Dr. Joachim Schuster (SPD), Horst Frehe (Bündnis 90/Die Grünen), Karin Garling (SPD) und Margret Großer (FDP).

Christian Weber (Präsident der Bremischen Bürgerschaft) eröffnete das Be​hindertenparlament mit Grußworten und überreichte die Parlamentsglocke an den Präsidenten des Behinderten​parlaments. Weber lobte die langjährige Arbeit der Behindertenparlamentarier und strich dessen Streitfreudigkeit als belebendes Instrument in der Bremer Sozial- und Behindertenpolitik heraus.

Deutschland habe die UN-Konvention für die Rechte der Behinderten ratifiziert, betonte anschließend der Landesbehindertenbeauftragte Joachim Steinbrück in seiner Rede als Schirmherr. Auch das Land Bremen sei verpflichtet, diese völkerrechtliche Verpflichtung umzusetzen.

Im Mittelpunkt der folgenden drei Sitzungsstunden standen die Berichte über die Arbeitsgruppenergebnisse vom 11. Februar 2010 und die im Anschluss erarbeiteten Beschlussvorschläge zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention in Bremen.

Alle Beschlussvorschläge der Fraktionen behinderter Menschen im Überblick:

· Beschlussvorschlag 17/01: Grundsatzantrag „Sofortige Einsetzung eines Ausschusses unter Beteiligung des Bremer Landesbehindertenbeauftragten und der Verbände behinderter Menschen zur Erarbeitung eines Rahmenplanes zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in Bremen und Bremerhaven“
· Beschlussvorschlag 17/02: Fraktion Keine Vorurteile „Für eine reale Darstellung behinderter Menschen in den Bremer Medien“
· Beschlussvorschlag 17/03: Fraktion Keine Vorurteile „Mehr Barrierefreiheit im Alltag für gehörlose Menschen“
· Beschlussvorschlag 17/04: Fraktion Keine Vorurteile „Mehr Informationen von behinderten Menschen in den Schulen in Bremen und Bremerhaven“
· Beschlussvorschlag 17/05: Fraktion Keine Vorurteile „Umfassende Einbeziehung der Belange behinderter Menschen in Ausbildung und Beruf“
· Beschlussvorschlag 17/06: Frak​tion Blinden- und Sehbehinderten​verein „Alles soll für Menschen mit Behinderungen zugänglich sein“
· Beschlussvorschlag 17/07: Fraktion Selbstbestimmt Leben Bremen e.V. „Der Sonder-Stadtteil Friedehorst muss aufgelöst werden“
· Beschlussvorschlag 17/08: Fraktion der Werkstattbeschäftigten „Gleichbehandlung der Zuverdienste von ALG 2-Empfängern und behinderten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Werkstatt für behinderte Menschen (WfbM)“
· Beschlussvorschlag 17/09: Fraktion Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V.: „Die Teilnahme behinderter Menschen an allgemeinen, öffentlichen Wahlen in Bremen und Bremerhaven muss gewährleistet sein“
· Beschlussvorschlag 17/10: Fraktion Werkstattrat der Elbe-Weser Werkstätten Bremerhaven: „Einrichtung eines Krisendienstes in Bremerhaven“
· Beschlussvorschlag 17/11: Fraktion Werkstattrat der Elbe-Weser Werkstätten Bremerhaven: „Erstellung eines konkreten Maßnahmeplanes auf der Grundlage des lokalen Teilhabeplanes in Bremerhaven“
· Beschlussvorschlag 17/12: Fraktion Werkstattbeschäftige in Bremen: „Aufhebung des Einstellungsstopps für die Werkstatt Bremen“
Im Rahmen der Abstimmungen stießen alle vorgelegten und diskutierten Beschlussvorschläge auf mehrheitliche Zustimmung des Behindertenparlaments. 
Besonders kontrovers diskutiert wurde der Beschlussvorschlag zur Auflösung des Sonder-Stadtteils Friedehorst. Während einige Behindertenparla​mentarier und auch Bewohner von Friedehorst sich für den Erhalt aussprachen, da Integration dort gut ge​linge, befürworteten andere den Antrag von Selbstbestimmt Leben. So erklärte Dieter Stegmann von der Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen, dass Friedehorst Isolation bedeute und Normalität dort nie angekommen sei für alte und be​hinderte Bewohner. Mit sieben Gegenstimmen und fünf Enthaltungen wurde aber auch dieser Vorschlag angenommen.

Über den Landesbehindertenbeauftragten werden nun die Beschlussvorschläge an die zuständigen senatorischen Stellen weitergeleitet zur weiteren Befassung in den jeweiligen Fachdeputationen.

Die Beschlussvorschläge können in Kopie bezogen werden über die Geschäftsstelle der LAG Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V., Waller Heerstraße 55, 28217 Bremen, Tel.: 0421/ 38 777-14, Fax: 0421/ 38 777-99, Email: info@lags-bremen.de.

7.10 Euro-WC-Schlüssel über LAGS beziehbar
In öffentlichen Gebäuden, bei denen die technische Ausstattung einiger Toiletten speziell für die Benutzung von Menschen mit körperlichen Einschränkungen ausgestattet wurden, z.B. für Benutzer von Rollstühlen etc., sind diese Türen oft nur durch Verwendung gleichschließender Türschlösser begehbar. Hierzu benötigt man einen Euro-WC-Schlüssel, damit nur betroffene Menschen Zugang haben!

Ursprünglich wurden diese Toilettenanlagen auf Autobahn-Raststätten - auch in anderen europäischen Ländern - konzipiert. Es gibt derart gesicherte Anlagen zwischenzeitlich auch in öffentlich genutzten Gebäuden, in denen keine ständige Aufsicht zur Verfügung steht, aber auch in größeren Einkaufszentren, in Veranstaltungshäusern und einigen Gaststätten.

Menschen mit außergewöhnlichen Behinderungen, die eines der nachstehenden Merkzeichen im Schwerbehinderten-Ausweis haben, können - bei Vorlage einer Ausweiskopie (Vorder- und Rückseite) - problemlos einen Euro-WC-Schlüssel erwerben:

Rollstuhlfahrer (aG); Blinde (BL); Schwerbehinderte, die hilfsbedürftig sind (H); Stomaträger ab (50%); und gegebenenfalls eine Begleitperson (B) benötigen; oder das Merkzeichen (G) und den Grad der Behinderung von 70% aufwärts bzw. 90% oder 100% im Ausweis haben.

An Multipler Sklerose (MS), Morus Crohn oder Colitis ulcerosa erkrankte Menschen (die zum Teil keinen Ausweis oder nur 50 bzw. 60% haben) benötigen zusätzlich eine ärztliche Bescheinigung.

Der Selbstkostenpreis für einen Euro-WC-Schlüssel beträgt (seit Okt 07) € 18,- 

Sie erhalten diesen Schlüssel gegen Vorauskasse und Vorlage der Ausweiskopien über:

Fritz Terveer, Günther-Hafemann-Str. 5, 28327 Bremen, Tel: 0421-472877, EMail: f.terveer@web.de, Bankverbindung: Kontonummer: 480898506, bei der Postbank, BLZ 37010050 
Ein Service der LAGS Bremen!
7.11 Trägerunabhängige Beratung zum PErsönlichen Budget
Die Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V. berät seit Anfang 2009 unabhängig über das Persönliche Budget. Die kostenlose Beratung richtet sich an Menschen mit Behinderung und deren Angehörige aus Bremen und Bremerhaven.
Seit dem 1. Januar 2008 haben Menschen mit Behinderung einen Rechtsanspruch auf ein trägerübergreifendes Persönliches Budget. Dieser Anspruch ergibt sich aus den entsprechenden Regelungen im Sozialgesetzbuch (SGB IX) – Rehabilitation und Teilhabe. Dadurch können Empfänger von Sozialleistungen von den Rehabilitationsträgern anstelle von Dienst- oder Sachleistungen zur Teilhabe ein Budget wählen. Hieraus bezahlen sie die Aufwendungen, die zur Deckung ihres persönlichen Hilfebedarfes erforderlich sind. Damit werden behinderte Menschen zu Budgetnehmern, die den Einkauf der Leistungen eigenverantwortlich, selbständig und selbstbestimmt regeln können.

Da diese neue Leistungsform viele Fragen aufwirft, hatte sich die Senatorin für Soziales dazu entschieden, ein Modellvorhaben zur trägerunabhängigen Beratung aufzulegen. Die LAGS Bremen wurde als eine von insgesamt drei unabhängigen Bremer Beratungsstellen ausgewählt. Weitere unabhängige Beratungsstellen: Selbstbestimmt Leben und Selbsthilfe Sozialzentrum Bremen Nord.

Ziel des Modellvorhabens war eine umfassende Information ratsuchender Menschen zur möglichen Umsetzung eines Persönlichen Budgets. Die Beratung bei der LAGS wurde u.a. von einer sozialrechtserfahrenen Anwältin durchgeführt.

Interessierte konnten im Rahmen des bis Ende 2009 laufenden Projektes für ein persönliches Beratungsgespräch einen Termin vereinbaren.
Das Beratungsangebot richtete sich zudem an Gehörlose. Hierzu wurde mit dem Landesverband der Gehörlosen eine Kooperationsvereinbarung getroffen, wonach dieser bei Beratungsanfragen von Gehörlosen kostenlos einen Gebärdensprachdolmetscher zur Verfügung stellte.

7.12 Rechtsverordnungen zum BremBGG - Folgenabschätzungen
Am 27. September 2005 traten die drei Rechtsverordnungen zum Bremischen Behindertengleichstellungsgesetz in Kraft. Es handelt sich dabei um die Gestaltung barrierefreier Informationstechnik und um die Gestaltung von Dokumenten für blinde und sehbehinderte Menschen sowie die Verwendung von Gebärdensprache und anderen Kommunikationshilfen im Verwaltungsverfahren. 

Zum 31.12.2010 treten die Rechtsverordnungen außer Kraft. Daher wurde bereits Ende 2009 eine Arbeitsgruppe unter Beteiligung der LAGS Bremen eingerichtet, um die Folgenabschätzung der drei Rechtsverordnungen vorzunehmen. In einem ersten Schritt versuchten die Teilnehmer, Erfahrungen im Umgang mit den Verordnungen zu sammeln. Beim zweiten Treffen wurden konkretere Überlegungen und Vorschläge zu gewissen Veränderungen getroffen. 

Das Kompetenzzentrum für die Gestaltung der Informationssysteme (www.kogis.bremen.de) hat in der Vergangenheit bereits einige Internetauftritte barrierefrei gestaltet. Dazu gehört neben den Bildbeschreibungen für Sehbehinderte beispielsweise auch ein Video in Gebärdensprache für Gehörlose. Dieses Angebot könnte weiter ausgebaut werden, wünschenswert sind hier auch Texte in leichter Sprache. 

Bei den Dokumenten für Blinde und sehbehinderte Menschen wurde u.a. die meist unpassende Formatierung von Texten kritisiert, die z.B. mit MS Word verfasst werden. Zukünftig wäre ein Angebot auf CD oder als E-Mail angebrachter als die Ausgabe auf Kassette oder in Punktschrift. 

Die Kommunikationshilfeverordnung, in der u.a. der Anspruch auf Gebärdensprachdolmetscher im Verwaltungsverfahren gesichert ist, muss in den allgemeinen Ausführungen nicht angepasst werden, jedoch gab es im Bereich der Vergütung in den letzten Jahren einige Veränderungen. Die „Empfehlung zur Bezuschussung von Kosten für GebärdensprachdolmetscherInnen-Leistungen“, auf die in der Verordnung Bezug genommen wurde, existiert inzwischen bereits nicht mehr. Stattdessen wird in den allermeisten Gesetzesbereichen nach dem Justizvergütungs- und –entschädigungsgesetz (JVEG) bezahlt. Dies soll in der zukünftigen Verordnung ebenfalls übernommen werden. 

In den nächsten Monaten werden weitere Beratungen stattfinden, anschließend kommen die geänderten Entwürfe der Rechtsverordnungen zur Beschlussfassung im Senat. Hoffentlich können die Vertreter der verbandsklageberechtigten Verbände als auch der Landesbehindertenbeauftragte Dr. Joachim Steinbrück noch einige wichtige Verbesserungen in die neuen Verordnungen einbringen. 

8. Zusammenschluss verbandsklageberechtigter Verbände
Auf Einladung des Landesbehindertenbeauftragten, Dr. Joachim Steinbrück, treffen sich zwei Mal im Jahr und bei Bedarf Vertreter der Behindertenverbände, die auf der Landesebene die Berechtigung haben, bei Verstößen gegen Bestimmungen des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes (BremBGG), dass Mittel der Verbandsklage (§ 12 BremBGG) einzusetzen. Ziel ist, durch eine bessere Abstimmung und Kooperation der berechtigten Verbände, einen optimalen Einsatz und Wirkung des Mittels der Verbandsklage zu erzielen. Gleichzeitig werden die Möglichkeiten der finanziellen Risiken beim Einsatz des Mittels der Verbandsklage optimiert und auf mehrere „starke Schultern“ verteilt. 

Die Vertreter der Verbände verbindet ihre Absicht, das BremBGG in der Öffentlichkeit und gegenüber der Politik mit Nachdruck zu vertreten und ihm mehr Geltung zu verschaffen. Dabei soll auch die Stellung des Landesbehindertenbeauftragten verstärkt und nachhaltig unterstützt werden. 

Der Arbeitsgemeinschaft gehören der Blinden- und Sehbehindertenverein Bremen e. V., die Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V., der Landesverband der Gehörlosen Bremen e.V., der Landesverband Bremen des Sozialverbandes Deutschland, die Lebenshilfe für Menschen mit geistiger Behinderung Bremen e.V. sowie Selbstbestimmt Leben e.V. an.

Erstmals haben die Verbände im Zusammenhang mit der nicht vorhandenen Barrierefrreiheit im Sozialzentrum Süd (Große Sortilienstrasse 2 – 18) im Dezember 2006 von der Möglichkeit der Einleitung eines Widerspruchsverfahrens als Vorstufe zur Verbandsklage Gebrauch gemacht. Das Prozedere war notwendig und erfolgreich – im Juni 2009 sollte dort ein zweiter - barrierefreier – Aufzug zur Verfügung stehen. Im November 2009 mussten wir jedoch zur Kenntnis nehmen, dass der zugesagte Aufzug aufgrund technischer Probleme nunmehr doch nicht an  dem verabredeten Standort errichtet werden kann. Eine Erkenntnis, für welche die städtischen Behörden fast 2 Jahre gebraucht haben. Ein mehr als skandalöser Vorgang! Trotzdem wird sich die LAGS Bremen gemeinsam mit dem Verein Selbstbestimmt Leben weiterhin für einen barrierefreien Aufzug einsetzen.

Gemeinsame Stellungnahmen mit dem Landesbehindertenbeauftragten sind sichtbarer Ausdruck einer konstruktiven Zusammenarbeit. Es gibt eine zur Novellierung der Landesbauordnung, zum neuen Schulgesetz und zur Sonderpädagogik-Verordnung.

Im März 2009 gab es erstmals auch das gesetzlich vorgesehene Beteiligungsverfahren der Verbände bei der Ausschreibung der Stelle des Landesbehindertenbeauftragten. Allein die LAGS Bremen hat durch ihren Vorsitzenden von ihrem Beteiligungsrecht Gebrauch gemacht – da müssen Andere in Zukunft noch besser werden.

Zum Jahresende 2009 standen Gespräche über die weitere Entwicklung der Kommunikationsverordnungen zu den §§ 9 – 11 BremBGG an. Hier haben wir Ergänzungen (Leichte Sprache) vorschlagen. Die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention wird in der nächsten Zeit auch ein Schwerpunkt- Thema in der AG sein. Außerdem ist die Novellierung des BremBGG in den nächsten Jahren ein weiteres wichtiges Thema.
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